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Bewegungen in die
richtige Richtung

N un sollte es losgehen. Der gr�ßte Brocken der in den Kran-
kenh�usern ambulant erbringbaren Leistungen bei schwe-

ren Krankheiten ist im G-BA durch. Das Bundesgesundheitsmini-
sterium hat jetzt auch das Onkologiepaket genehmigt. Die L�nder
haben nun eine gesicherte Entscheidungsgrundlage. Viele Kran-
kenh�user haben Antr�ge auf Zulassung eingereicht. Nicht alle
Krankenh�user werden angesichts der hohen H�rden die Bedin-
gungen erf�llen k�nnen. Obwohl im Gesetz gar nicht vorgesehen,
hat das BMG die gegen die Stimmen der DKG im G-BA beschlos-
senen Mindestmengen nicht beanstandet. Trotz dieser hohen
H�rden klagt die KBV gegen den G-BA und gegen die Bundesre-
gierung wegen der Zulassung der Krankenh�user. Dies muss die
L�nder aber nicht davon abhalten, jetzt die Antr�ge zu genehmi-
gen.

Nun k�nnte man geneigt sein, zu jammern und den schwer-
f�lligen Prozess des ambulant-station�ren Br�ckenbaus zu bekla-
gen. Dies soll an dieser Stelle nicht so sein. Bekanntlich hat das
halb leere Glas auch eine halb volle Perspektive.

Das Spektrum der von den Krankenh�usern ambulant er-
bringbaren Leistungen ist mit den vorliegenden 116 b SGB V-Be-
schl�ssen des G-BA deutlich erweitert worden. Neben den ambu-
lanten Operationen und den stationsersetzenden Leistungen steht
damit eine zweite große Kategorie von ambulanten Institutslei-
stungen zur Verf�gung. Kritisch bleiben die Mindestmengen. Sie
sind nicht sachlich begr�ndet. Deshalb sind die Ausnahmerege-
lungen wichtig. Mindestmengen gelten nicht f�r den gesamten
Bereich der kindermedizinischen Versorgung. Nahezu alle Kran-
kenh�user mit p�diatrischen Abteilungen k�nnen in dem vorge-
gebenen Leistungsspektrum Antr�ge auf Zulassung stellen. Es
gibt eine Anlaufregelung. Die Mindestmengen m�ssen in den er-
sten zwei Jahren nicht sofort erreicht bzw. nachgewiesen werden.

Es bleibt auch unbestritten, dass die Anforderungen, die von
den Krankenh�usern zu erf�llen sind, deutlich h�her angesetzt
sind als die der niedergelassenen Praxen bei den gleichen Leistun-
gen. Das sind sicherlich keine fairen Wettbewerbsbedingungen.
Die Patienten werden es aber anders sehen. F�r sie sind Mindest-
mengen und hohe Anforderungen an die vorzuhaltende Ausstat-
tung und Qualifikation des Personals Qualit�tsmerkmale. Die Pa-
tienten haben in Zukunft bei schweren Krankheiten eine Wahlop-
tion mehr. Sie k�nnen sich auch f�r eine Qualit�tsbehandlung auf

allerh�chstem Niveau entscheiden. F�r den Widerstand seitens
der KBV gegen mehr ambulante Behandlung im Krankenhaus
werden die Patienten wenig Verst�ndnis haben. Vielmehr ist zu
erwarten, dass die den Krankenh�usern auferlegten hohen Quali-
t�tsanforderungen auch Maßstab f�r die Qualit�t in den Praxen
werden.

Mit ihrer Blockadehaltung steht die KBV auch im Widerspruch
zu den kooperationsorientierten Konzepten, die auf dem Deut-
schen �rztetag in Ulm eingebracht wurden. Die spezialisierte
fach�rztliche ambulante medizinische Versorgung wird darin auf
Dauer bei den Krankenh�usern gesehen. Damit wird eine Ent-
wicklung in den Verbandskonzepten nachvollzogen, die in der
Praxis l�ngst im Gange ist und die keiner mehr aufh�lt. Kranken-
h�user und niedergelassene �rzte haben inzwischen vielf�ltige or-
ganisatorische und vertragliche M�glichkeiten, sich ambulant
und station�r gut und zum Vorteil aller zu verzahnen. Viele Bei-
spiele gelungener Kooperationen zeigen zudem, dass die Kran-
kenh�user den niedergelassenen �rzten nichts wegnehmen wol-
len, aber gemeinsam f�r die Patienten und zum Vorteil aller Be-
teiligten mehr schaffen k�nnen.

Bewegung in die richtige Richtung ist nun endlich auch in die
Finanzierungsdiskussion gekommen. Nach den Tarifabschl�ssen
und angesichts eindeutiger Positionierungen aus allen politischen
Lagern und aus den Bundesl�ndern hat nun endlich auch die
Bundesregierung erkannt, dass mit Durchhalte- und Rationalisie-
rungsbotschaften die gravierende L�cke aus grundlohnratenge-
kappten Erl�sen und tats�chlichen milliardenschweren Personal-
und Inflationskosten nicht zu schließen ist. Auf dem �rztetag hat
die Ministerin finanzielle Teilausgleiche f�r die Tarifabschl�sse
und mehr Geld f�r Stellen und Ausbildung in Aussicht gestellt.
Das ist grunds�tzlich zu begr�ßen. Umfang und Details sind ab-
zuwarten. Ohne sp�rbare und sichere Entlastungen stehen die
Krankenh�user gemeinsam mit den Besch�ftigten und den Ge-
werkschaften im Herbst vor dem Reichstag. Ank�ndigungen al-
leine k�nnen das nicht verhindern. Am besten w�re ein Vorschalt-
gesetz jetzt.
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